
 

 

mwb Wertpapierhandelsbank AG 

Gräfelfing 

 

WKN 665610  ISIN DE 0006656101 

WKN A0V 9 AC ISIN DE 000A0V9AC6 

 

Einladung zur Hauptversammlung 

 

Die Aktionäre unserer Gesellschaft werden hiermit zu der am 

28. Juli 2008 um 10.30 Uhr 

im Konferenzzentrum München, Lazarettstraße 33, 80636 München, 

stattfindenden ordentlichen Hauptversammlung eingeladen. 

 

 

Tagesordnung 

 

1. Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses und des gebilligten 

Konzernabschlusses zum 31. Dezember 2007 sowie des Lageberichts des 

Vorstands für die Gesellschaft und den Konzern mit dem Bericht des 

Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2007 und des erläuternden Berichts des 

Vorstands zu den Angaben gemäß §§ 289 Abs. 4, 315 Abs. 4 HGB 

 

2. Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzgewinns für das Geschäftsjahr 

2007 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, vom Bilanzgewinn für das Geschäftsjahr 2007 

in Höhe von  2.328.192,78 

 

a) einen Teilbetrag in Höhe von  2.092.734.- zur Ausschüttung einer Dividende von 

 0,42 je dividendenberechtigter Stückaktie zu verwenden und  



b) den verbleibenden Teilbetrag von  235.458,78 sowie den aus der Dividenden-

ausschüttung gemäß lit. a) auf eigene Aktien rechnerisch entfallenden Betrag auf 

neue Rechnung vorzutragen.  

 

3. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Vorstands für das 

Geschäftsjahr 2007 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Mitgliedern des Vorstands Entlastung zu 

erteilen.  

 

4. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats für das 

Geschäftsjahr 2007 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Mitgliedern des Aufsichtsrats Entlastung zu 

erteilen.  

 

5.  Beschlussfassung über die Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien gemäß § 71 

Abs. 1 Nr. 7 AktG 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, zu beschließen: 

 

1. Die mit Beschluss der Hauptversammlung vom 26. Juli 2007 der Gesellschaft 

erteilte Ermächtigung gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 7 AktG, bis zum 25. Januar 2009 

eigene Aktien zum Zwecke des Wertpapierhandels zu erwerben, wird mit Wirkung 

zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens des neuen, nachfolgenden 

Ermächtigungsbeschlusses aufgehoben. 

 

2. Die Gesellschaft wird ermächtigt, eigene Aktien zum Zwecke des 

Wertpapierhandels mit der Maßgabe zu erwerben, dass der Handelsbestand der 

zu diesem Zweck zu erwerbenden Aktien 5 % des Grundkapitals am Ende eines 

jeden Tages nicht übersteigen darf. Der von der Gesellschaft gezahlte Gegenwert 

je Aktie darf den Mittelwert der Börsenkurse der Aktie an den dem Erwerb 

vorausgehenden fünf Börsenhandelstagen in der Schlussauktion im Xetra-

Handelssystem um nicht mehr als 10 % übersteigen oder unterschreiten. Die 

aufgrund einer Ermächtigung nach § 71 Abs. 1 Nr. 7 und Nr. 8 AktG erworbenen 

eigenen Aktien dürfen zusammen mit anderen eigenen Aktien, welche die 



Gesellschaft bereits erworben hat und noch besitzt, 10 % des Grundkapitals der 

Gesellschaft nicht übersteigen. Diese Ermächtigung gilt bis zum 27. Januar 2010. 

 

6. Beschlussfassung über die Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien gemäß § 71 

Abs. 1 Nr. 8 AktG 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, zu beschließen: 

 

1. Die mit Beschluss der Hauptversammlung vom 26. Juli 2007 der Gesellschaft 

erteilte Ermächtigung gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG, bis zum 25. Januar 2009 

eigene Aktien mit einem Anteil am Grundkapital von insgesamt bis zu 10 % zu 

erwerben, wird mit Wirkung zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens des neuen, 

nachfolgenden Ermächtigungsbeschlusses aufgehoben. 

 

2. Die Gesellschaft wird ermächtigt, eigene Aktien der Gesellschaft zu erwerben. Die 

Ermächtigung kann ganz oder in Teilbeträgen, einmal oder mehrmals, durch die 

Gesellschaft oder für ihre Rechnung durch Dritte ausgeübt werden. Die aufgrund 

einer Ermächtigung nach § 71 Abs. 1 Nr. 7 und Nr. 8 AktG erworbenen eigenen 

Aktien dürfen zusammen mit anderen eigenen Aktien, welche die Gesellschaft 

bereits erworben hat und noch besitzt, 10 % des Grundkapitals der Gesellschaft 

nicht übersteigen. Die Ermächtigung gilt bis zum 27. Januar 2010. 

 

3. Der Erwerb erfolgt über die Börse oder mittels eines an alle Aktionäre der 

Gesellschaft gerichteten öffentlichen Kaufangebots. 

 

a) Erfolgt der Erwerb über die Börse, so darf der von der Gesellschaft gezahlte 

Gegenwert je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) den Durchschnitt der 

Schlusskurse der Aktie der Gesellschaft im XETRA-Handel (oder einem an 

die Stelle des XETRA-Systems getretenen Nachfolgesystem) während der 

letzten fünf Börsenhandelstage vor dem Erwerb der Aktien um nicht mehr als 

10 % über- oder unterschreiten. 

 

b) Erfolgt der Erwerb über ein öffentliches Kaufangebot an alle Aktionäre der 

Gesellschaft, darf der gebotene Kaufpreis je Aktie (ohne 

Erwerbsnebenkosten) den Börsenkurs der Aktie in der Schlussauktion im 

XETRA-Handel (oder einem an die Stelle des XETRA-Systems getretenen 

Nachfolgesystem) an dem dritten Börsenhandelstag vor Abgabe des 



Angebotes um nicht mehr als 10 % über- oder unterschreiten. 

 

4. Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats Aktien der mwb 

Wertpapierhandelsbank AG, die aufgrund dieser Ermächtigung erworben werden 

oder aufgrund früherer Ermächtigungen erworben wurden, neben der 

Veräußerung durch Angebot an alle Aktionäre oder der Veräußerung über die 

Börse 

 

a) Dritten im Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen, beim Erwerb 

von Unternehmen, Beteiligungen an Unternehmen oder Unternehmensteilen 

sowie beim Erwerb von Forderungen gegen die Gesellschaft als 

Gegenleistung anzubieten; 

 

b) an Dritte zu veräußern. Der Preis, zu dem die Aktien der Gesellschaft an 

Dritte abgegeben werden, darf den Börsenpreis der Aktien zum Zeitpunkt der 

Veräußerung nicht wesentlich unterschreiten. Beim Gebrauchmachen dieser 

Ermächtigung ist der Ausschluss des Bezugsrechts aufgrund anderer 

Ermächtigungen nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG zu berücksichtigen; 

 

c) einzuziehen, ohne dass die Einziehung oder ihre Durchführung eines 

weiteren Hauptversammlungsbeschlusses bedarf. 

 

Vorstehende Ermächtigungen betreffend die Verwendung der erworbenen eigenen 

Aktien können einmal oder mehrmals, ganz oder in Teilen, einzeln oder 

gemeinsam ausgeübt werden. Das Bezugsrecht der Aktionäre auf erworbene 

eigene Aktien wird insoweit ausgeschlossen, als diese Aktien gemäß der 

vorstehenden Ermächtigungen unter lit. a) und b) verwendet werden. Der Vorstand 

wird die Hauptversammlung über die Gründe und den Zweck des Erwerbs eigener 

Aktien, über die Zahl der erworbenen Aktien und den auf sie entfallenden Betrag 

des Grundkapitals sowie über den Gegenwert, der für die Aktien gezahlt wurde, 

jeweils unterrichten. 



 

7. Beschlussfassung über die Schaffung eines Genehmigten Kapitals sowie die 

entsprechende Satzungsänderung 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, zu beschließen: 

 

1. Der Vorstand wird ermächtigt, bis zum 27. Juli  2013 das Grundkapital der 

Gesellschaft mit Zustimmung des Aufsichtsrats einmal oder mehrfach um bis zu 

insgesamt  3.736.850.- durch Ausgabe von bis zu 3.736.850 neuen, auf den 

Inhaber lautenden Stückaktien gegen Bar- oder Sacheinlagen zu erhöhen 

(Genehmigtes Kapital). Der Vorstand wird ferner ermächtigt, mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen. Ein 

Bezugsrechtsausschluss ist jedoch nur in folgenden Fällen zulässig: 

 

a) für Spitzenbeträge; 

 

b) wenn die Aktien ausgegeben werden, um Unternehmen, Beteiligungen an 

Unternehmen oder Unternehmensteile zu erwerben; 

 

c) wenn die Aktien zu einem Ausgabebetrag ausgegeben werden, der den 

Börsenpreis nicht wesentlich unterschreitet, und der 

Bezugsrechtsausschluss nur neue Aktien erfasst, deren rechnerischer Wert 

10 % des Grundkapitals nicht übersteigt; für die Frage des Ausnutzens der 

10 %-Grenze ist der Ausschluss des Bezugsrechts aufgrund anderer 

Ermächtigungen nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG mit zu berücksichtigen.  

 

Über den weiteren Inhalt der Aktienrechte und die Bedingungen der 

Aktienausgabe entscheidet der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats. Der 

Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend der jeweiligen 

Ausnutzung des Genehmigten Kapitals anzupassen. 

 

2. In § 5 der Satzung wird folgender Abs. 6 eingefügt: 

 

 „Der Vorstand ist ermächtigt, bis zum 27. Juli 2013 das Grundkapital der 

Gesellschaft mit Zustimmung des Aufsichtsrats einmal oder mehrfach um bis zu 

insgesamt  3.736.850.- durch Ausgabe von bis zu 3.736.850 neuen, auf den 

Inhaber lautenden Stückaktien gegen Bar- oder Sacheinlagen zu erhöhen 



(Genehmigtes Kapital). Der Vorstand ist ferner ermächtigt, mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen. Ein 

Bezugsrechtsausschluss ist jedoch nur in folgenden Fällen zulässig: 

 

a) für Spitzenbeträge; 

 

b) wenn die Aktien ausgegeben werden, um Unternehmen, Beteiligungen an 

Unternehmen oder Unternehmensteile zu erwerben; 

 

c) wenn die Aktien zu einem Ausgabebetrag ausgegeben werden, der den 

Börsenpreis nicht wesentlich unterschreitet, und der 

Bezugsrechtsausschluss nur neue Aktien erfasst, deren rechnerischer Wert 

10 % des Grundkapitals nicht übersteigt; für die Frage des Ausnutzens der 

10 %-Grenze ist der Ausschluss des Bezugsrechts aufgrund anderer 

Ermächtigungen nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG mit zu berücksichtigen.  

 

Über den weiteren Inhalt der Aktienrechte und die Bedingungen der 

Aktienausgabe entscheidet der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats. Der 

Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend der jeweiligen 

Ausnutzung des Genehmigten Kapitals anzupassen.“ 

 

3. Der bisherige Abs. 6 von § 5 der Satzung wird zu Abs. 7. 

 

8. Beschlussfassung über die Wahl des Abschlussprüfers für das Geschäftsjahr 

2008 und des Abschlussprüfers für die prüferische Durchsicht des 

Halbjahresfinanzberichts 

 

Der Aufsichtsrat schlägt vor, die KPMG Deutsche Treuhand-Gesellschaft 

Aktiengesellschaft Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Frankfurt am Main und Berlin, zum 

Abschlussprüfer für das Geschäftsjahr 2008 zu wählen. Sofern der verkürzte Abschluss 

und der Zwischenlagebericht des Halbjahresfinanzberichts des Geschäftsjahres 2008 

einer prüferischen Durchsicht unterzogen werden sollen, schlägt der Aufsichtsrat vor, die 

KPMG Deutsche Treuhand-Gesellschaft Aktiengesellschaft Wirtschaftsprüfungs-

gesellschaft, Frankfurt am Main und Berlin, zum Abschlussprüfer für diese Durchsicht zu 

bestellen. 

 



9. Beschlussfassung über eine Änderung der Satzung zur Erweiterung des 

Aufsichtsrats 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, zu beschließen: 

 

§ 7 Abs. 1 der Satzung (Aufsichtsrat) wird wie folgt neu gefasst: 

 

„Der Aufsichtsrat besteht aus sechs Mitgliedern, soweit nicht gesetzlich zwingend etwas 

anderes geregelt ist.“ 

 

10. Neuwahlen zum Aufsichtsrat 

 

Die Amtszeit der Aufsichtsratsmitglieder endet mit dem Ablauf der heutigen 

Hauptversammlung. 

 

Der Aufsichtsrat der Gesellschaft setzt sich gemäß § 7 Abs. 1 der Satzung in 

Verbindung mit §§ 95 Abs. 1 Satz 1, 96 Abs. 1, 101 Abs. 1 AktG, § 1 Abs. 1 Nr. 1 

DrittelbG aus bisher drei von der Hauptversammlung gewählten Mitgliedern zusammen. 

 

Tagesordnungspunkt 9 sieht die Erweiterung des Aufsichtsrats auf sechs Mitglieder vor. 

Diese Erweiterung wird mit Eintragung der Satzungsänderung im Handelsregister 

wirksam.  

 

Der Aufsichtsrat schlägt vor, die folgenden Beschlüsse zu fassen: 

 

1. In den Aufsichtsrat werden 

 

- Herr Dr. Ottheinz Jung-Senssfelder, Rechtsanwalt, Bankvorstand im 

Ruhestand, Fürth 

- Herr Thomas Mayrhofer, Rechtsanwalt, Partner der Rechtsanwaltskanzlei 

Mayrhofer & Partner, Pullach 

- Herr Michael Wilhelm, Dipl.-Kaufmann, Steuerberater/Wirtschaftsprüfer, 

Vorstand der WAPAG Allgemeine Revisions- und Treuhand-Gesellschaft 

Aktiengesellschaft Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Pullach 

 

für die Zeit bis zur Beendigung der ordentlichen Hauptversammlung gewählt, die 

über die Entlastung für das vierte Geschäftsjahr nach dem Beginn der Amtszeit 



beschließt, wobei das Geschäftsjahr, in dem die Wahl erfolgt, nicht mitgerechnet 

wird.  

 

Herr Dr. Ottheinz Jung-Senssfelder ist Mitglied in folgenden gesetzlich zu 

bildenden Aufsichtsgremien und in vergleichbaren in- und ausländischen 

Kontrollgremien: 

 

- Hypoport AG, Berlin, (Aufsichtsratsvorsitzender) 

- IC Immobilien Holding AG, München, (stellv. Aufsichtsratsvorsitzender) 

- BRANDAD Systems AG, Fürth, (Aufsichtsratsvorsitzender) 

 

Herr Thomas Mayrhofer ist Mitglied in folgenden gesetzlich zu bildenden 

Aufsichtsgremien und in vergleichbaren in- und ausländischen Kontrollgremien: 

 

- Better Orange IR & HV AG, München, (stellv. Aufsichtsratsvorsitzender) 

- BrainLAB AG, Kirchheim-Heimstetten, (stellv. Aufsichtsratsvorsitzender) 

- ecocap bio commodities AG, Grafing bei München, (stellv. 

Aufsichtsratsvorsitzender) 

- Geothermeon AG, Bad Bergzabern, (Aufsichtsratsvorsitzender) 

- PRIMUS Solutions AG, Warngau, (Aufsichtsratsvorsitzender) 

 

Die Hauptversammlung ist an die Wahlvorschläge nicht gebunden.  

 

Gemäß Ziffer 5.4.3. Satz 3 des Deutschen Corporate Governance Kodex wird 

darauf hingewiesen, dass im Falle seiner Wahl in den Aufsichtsrat Herr Dr. 

Ottheinz Jung-Senssfelder als Kandidat für den Aufsichtsratsvorsitz vorgeschlagen 

werden soll. 

 

2. Darüber hinaus werden, aufschiebend bedingt auf die Beschlussfassung über die 

Erweiterung des Aufsichtsrats auf sechs Mitglieder in Tagesordnungspunkt 9 und 

die Eintragung der Neufassung von § 7 Abs. 1 der Satzung in das Handelsregister 

 

- Dr. Thomas Ledermann, Vorstand der BÖAG Börsen AG, Hamburg 

- Uwe Didwischus, Bankdirektor, Head of Corporate Services, Norddeutsche 

Landesbank, Hannover 

- Hagen-Christian Kümmel, Leiter Wertpapierhandel, Hamburger Sparkasse, 

Jesteburg 



 

für die restliche Amtszeit der übrigen Aufsichtsratsmitglieder zu Mitgliedern des 

Aufsichtsrats gewählt. 

 

Herr Dr. Thomas Ledermann ist Mitglied in folgenden gesetzlich zu bildenden 

Aufsichtsgremien und in vergleichbaren in- und ausländischen Kontrollgremien: 

 

- FAIRTRADE FINANCE AG, Hamburg, (Aufsichtsratsvorsitzender) 

- Deutsche Fondsbörse Beteiligungsmakler AG, Hamburg 

 

Die Hauptversammlung ist an die Wahlvorschläge nicht gebunden.  

 

11. Beschlussfassung über die Änderung der Firma mit Satzungsänderung 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, die Firma der Gesellschaft zu ändern und 

folgende Satzungsänderung zu beschließen: 

 

§ 1 der Satzung wird wie folgt neu gefasst: 

 

„Die Firma der Gesellschaft lautet: 

 

mwb fairtrade Wertpapierhandelsbank AG“ 

 

 

Bericht des Vorstands gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG i.V.m. § 186 Abs. 4 Satz 2 AktG 

über den Ausschluss des Bezugsrechts in Tagesordnungspunkt 6 

 

§ 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG bietet Aktiengesellschaften die Möglichkeit, aufgrund einer 

Ermächtigung der Hauptversammlung eigene Aktien bis zu insgesamt 10 % ihres 

Grundkapitals zu erwerben.  

 

Tagesordnungspunkt 6 enthält den Vorschlag, eine solche Ermächtigung, die auf einen 

Zeitraum von 18 Monaten beschränkt ist, zu erteilen. Damit soll die Gesellschaft in die Lage 

versetzt werden, eigene Aktien über die Börse bis zu einer Höhe von insgesamt 10 % des 

derzeitigen Grundkapitals der Gesellschaft erwerben zu können. § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG 

gestattet es, über den typischen Fall des Erwerbs und der Veräußerung über die Börse 

hinaus auch andere Formen des Erwerbs und der Veräußerung vorzunehmen. Hiervon soll 



Gebrauch gemacht werden können. 

 

Neben dem Erwerb über die Börse soll die Gesellschaft auch die Möglichkeit erhalten, 

eigene Aktien durch ein öffentliches, an die Aktionäre der Gesellschaft zu richtendes 

Kaufangebot zu erwerben. Dabei ist der aktienrechtliche Gleichbehandlungsgrundsatz zu 

beachten. Der gebotene Kaufpreis je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) darf den Börsenkurs 

der Aktie in der Schlussauktion im XETRA-Handel (oder einem an die Stelle des XETRA-

Systems getretenen Nachfolgesystem) an dem dritten Börsenhandelstag vor Abgabe des 

Angebotes um nicht mehr als 10 % über- oder unterschreiten  

 

Der Beschluss sieht vor, dass der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats über die 

Verwendung der erworbenen und aufgrund früherer Ermächtigungen erworbenen Aktien 

beschließt. Die Ermächtigung soll den Vorstand in die Lage versetzen, im Interesse der 

Gesellschaft und unter Wahrung der Belange der Aktionäre flexibel auf die jeweiligen 

geschäftlichen Erfordernisse reagieren zu können. So kann der Vorstand die eigenen Aktien 

über die Börse oder durch ein Angebot an alle Aktionäre wieder veräußern. Der Vorstand soll 

aber auch in die Lage versetzt werden, die erworbenen Aktien außerhalb der Börse 

einzelnen Dritten oder Aktionären zum Kauf anbieten zu können. Hierdurch soll zum Beispiel 

die Möglichkeit geschaffen werden, eigene Aktien als Gegenleistung bei 

Unternehmenszusammenschlüssen, für den Erwerb von Unternehmen, Beteiligungen an 

Unternehmen, Unternehmensteilen oder von Forderungen gegen die Gesellschaft als 

Akquisitionswährung verwenden zu können, ohne hierzu Aktien aus dem genehmigten 

Kapital schaffen zu müssen, was zu einer Verwässerung der Aktionäre führen würde. Der 

internationale Wettbewerb und die Globalisierung der Wirtschaft verlangen zunehmend diese 

Form der Gegenleistung. Die hier vorgeschlagene Ermächtigung soll der Gesellschaft daher 

die notwendige Flexibilität geben, um derartige sich bietende Gelegenheiten schnell und 

flexibel ohne Belastung der Liquidität der Gesellschaft ausnutzen zu können.  

 

Für den Fall, dass die Gesellschaft erworbene eigene Aktien in sonstigen Fällen an einzelne 

Aktionäre oder Dritte veräußert, dürfen die Aktien entsprechend der Regelung des § 186 

Abs. 3 Satz 4 AktG nur zu einem Preis veräußert werden, der den Börsenkurs der Aktie zum 

Zeitpunkt der Veräußerung nicht wesentlich unterschreitet. Hierdurch wird dem Interesse der 

Aktionäre an einer wertmäßigen Nicht-Verwässerung ihrer Beteiligung Rechnung getragen. 

Diese Ermächtigung ist erforderlich, um es der Gesellschaft zu ermöglichen, auf Angebote 

bzw. dem Geschäftszweck der Gesellschaft dienende Beteiligungsnachfragen finanzstarker 

Investoren kurzfristig reagieren zu können. 

 



Bericht des Vorstands gemäß § 203 Abs. 2 Satz 2 AktG i. V. m.  § 186 Abs. 4 Satz 2 

AktG über den Ausschluss des Bezugsrechts im Rahmen des neuen Genehmigten 

Kapitals in Tagesordnungspunkt 7 

 

Bei der Ausnutzung des neuen genehmigten Kapitals haben die Aktionäre grundsätzlich ein 

Bezugsrecht. Es wird jedoch vorgeschlagen, den Vorstand zu ermächtigen, mit Zustimmung 

des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, 

 

a) für Spitzenbeträge; 

 

 Für die Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts bei Spitzenbeträgen sind 

ausschließlich technische Gründe maßgeblich. Hierdurch soll es dem Vorstand im 

Einzelfall ermöglicht werden, ein glattes Bezugsverhältnis herzustellen. Dies erleichtert 

die Abwicklung von Bezugsrechten und erspart zusätzlichen Aufwand. 

 

b) wenn die Aktien ausgegeben werden, um Unternehmen, Beteiligungen an 

Unternehmen oder Unternehmensteile zu erwerben; 

 

Diese Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts bei Kapitalerhöhungen aus 

genehmigtem Kapital soll der Gesellschaft die Möglichkeit geben, in geeigneten Fällen 

Unternehmen bzw. Unternehmensteile oder Beteiligungen an Unternehmen gegen 

Überlassung von Aktien der Gesellschaft erwerben oder sich mit anderen 

Unternehmen zusammenschließen zu können. Die Gesellschaft hat damit ein 

Instrument, eventuelle Akquisitionsmöglichkeiten unter Zuhilfenahme flexibler und 

liquiditätsschonender Finanzierungsmöglichkeiten zu realisieren. Die Möglichkeit, rasch 

und erfolgreich auf entsprechende vorteilhafte Angebote oder sich bietende 

Gelegenheiten reagieren zu können, dient dabei auch dem Erhalt und der Steigerung 

der Wettbewerbsfähigkeit der Gesellschaft. Die Ermächtigung erstreckt sich 

insbesondere auf den Erwerb von Beteiligungen im Rahmen sogenannter „share 

deals“, d. h. durch den Erwerb von Gesellschaftsanteilen, sowie auf den Erwerb im 

Rahmen sogenannter „asset deals“, d. h. die Übernahme eines Unternehmens oder 

Unternehmensteils mittels Erwerb der sie bestimmenden Vermögensgegenstände, 

Rechte, Vertragspositionen und ähnlichem. Da eine Kapitalerhöhung in den 

vorgenannten Fällen häufig kurzfristig erfolgen muss, kann diese in aller Regel nicht 

von der nur einmal jährlich stattfindenden ordentlichen Hauptversammlung unmittelbar 

beschlossen werden. Die Einberufung einer außerordentlichen Hauptversammlung für 



jeden einzelnen Erwerb wäre in diesen Fällen jedoch aus Kosten- und Zeitgründen 

nicht praktikabel. 

 

c) wenn die Aktien zu einem Ausgabebetrag ausgegeben werden, der den Börsenpreis 

nicht wesentlich unterschreitet, und der Bezugsrechtsausschluss nur neue Aktien 

erfasst, deren rechnerischer Wert 10 % des Grundkapitals nicht übersteigt; für die 

Frage des Ausnutzens der 10 %-Grenze ist der Ausschluss des Bezugsrechts 

aufgrund anderer Ermächtigungen nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG mit zu 

berücksichtigen.  

 

Diese Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts bei Barkapitalerhöhungen gibt 

dem Vorstand die Möglichkeit, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der 

Aktionäre gem. § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG auszuschließen. Der Vorschlag liegt damit im 

Rahmen der gesetzlichen Regelung. Das Volumen der Ermächtigung entspricht 10 % 

des Grundkapitals der Gesellschaft. Diese Ermächtigung ermöglicht eine kurzfristige 

Aktienplatzierung unter flexibler Ausnutzung günstiger Marktverhältnisse und führt in 

der Regel zu einem deutlich höheren Mittelzufluss als im Fall einer Aktienplatzierung 

mit Bezugsrecht, da bei der Festlegung des Platzierungsentgelts kein 

Kursänderungsrisiko für den Zeitraum der Bezugsfrist berücksichtigt werden muss. Der 

Vorstand soll mit dieser Form der Kapitalerhöhung in die Lage versetzt werden, die für 

die zukünftige Geschäftsentwicklung erforderliche Stärkung der 

Eigenkapitalausstattung zu optimalen Bedingungen vornehmen zu können. Dadurch, 

dass der Ausgabepreis der Aktie den Börsenkurs jeweils nicht wesentlich 

unterschreitet, wird dem Interesse der Aktionäre an einem wertmäßigen 

Verwässerungsschutz Rechnung getragen. Der Vorstand wird den Ausgabepreis so 

nahe an dem dann aktuellen Börsenkurs festlegen, wie dies unter Berücksichtigung der 

jeweiligen Situation am Kapitalmarkt möglich ist, und sich um eine marktschonende 

Platzierung der neuen Aktien bemühen. Der Ausschluss des Bezugsrechts aufgrund 

anderer Ermächtigungen nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ist mit zu berücksichtigen. 



 

Teilnahme an der Hauptversammlung 

 

Von den insgesamt ausgegebenen 7.473.700 Stückaktien der Gesellschaft sind im Zeitpunkt 

der Einberufung dieser Hauptversammlung alle 7.473.700 Stückaktien teilnahme- und 

stimmberechtigt. Die Gesellschaft hält zum Zeitpunkt der Einberufung keine eigenen Aktien. 

 

Gemäß § 10 der Satzung der Gesellschaft sind zur Teilnahme an der Hauptversammlung 

und zur Ausübung des Stimmrechts nur diejenigen Aktionäre berechtigt, die der Gesellschaft 

ihre Berechtigung zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des 

Stimmrechts nachgewiesen haben. Als Nachweis der Berechtigung zur Teilnahme an der 

Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts ist ein in Textform erstellter 

Nachweis des Anteilsbesitzes eines zur Verwahrung von Wertpapieren zugelassenen 

Instituts erforderlich und ausreichend; der Nachweis muss in deutscher oder englischer 

Sprache verfasst sein. Der Nachweis hat sich auf den Beginn des einundzwanzigsten Tages 

vor der Versammlung, d.h. auf den Beginn des 7. Juli 2008 (0.00 Uhr) zu beziehen und 

muss der Gesellschaft spätestens bis 21. Juli 2008 an folgende Anschrift zugegangen sein: 

 

mwb Wertpapierhandelsbank AG 

c/o Bayerische Hypo- und Vereinsbank AG 

CBD 5 HV 

80311 München. 

 

Aktionäre, die nicht persönlich an der Hauptversammlung teilnehmen, können ihr Stimmrecht 

durch einen Bevollmächtigten, z.B. durch ein Kreditinstitut oder eine Vereinigung von 

Aktionären, ausüben lassen. Wenn weder ein Kreditinstitut noch eine Aktionärsvereinigung 

bevollmächtigt wird, ist die Vollmacht schriftlich zu erteilen. 

 

Wir bieten unseren Aktionären an, von der Gesellschaft benannte weisungsgebundene 

Stimmrechtsvertreter bereits vor der Hauptversammlung mit der Ausübung ihres 

Stimmrechts zu bevollmächtigen. Die Aktionäre, die dem von der Gesellschaft benannten 

Stimmrechtsvertreter eine Vollmacht erteilen wollen, benötigen hierzu eine Eintrittskarte zur 

Hauptversammlung. Soweit die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter 

bevollmächtigt werden, müssen diesen Weisungen zu jedem Punkt der Tagesordnung erteilt 

werden. Die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft nehmen keine Vollmachten zur Einlegung 

von Widersprüchen gegen Hauptversammlungsbeschlüsse, zur Ausübung des Rede- und 

Fragerechts oder zur Stellung von Anträgen entgegen. Die notwendigen Unterlagen und 



Informationen erhalten die Aktionäre zusammen mit der Eintrittskarte. Die Bevollmächtigung 

des Stimmrechtsvertreters einschließlich der Weisungen sollten spätestens bis zum Ablauf 

des 24. Juli 2008 im Original unter der Adresse mwb Wertpapierhandelsbank AG, Investor 

Relations, Rottenbucher Str. 28, 82166 Gräfelfing, eingegangen sein. 

 

Aktionäre, die sich hinsichtlich der Teilnahme und Ausübung ihres Stimmrechts von einem 

anderen Bevollmächtigten als den weisungsgebundenen Stimmrechtsvertretern der 

Gesellschaft vertreten lassen möchten, finden für die Erteilung einer Vollmacht ein Formular 

gemäß § 30a Abs. 1 Nr. 5 des Wertpapierhandelsgesetzes auf der Rückseite der 

Eintrittskarte, welche den Aktionären nach der oben beschriebenen form- und fristgerechten 

Anmeldung zugeschickt wird. 

 

Anfragen oder Anträge von Aktionären im Sinne von §§ 126, 127 AktG sind an die folgende 

Adresse zu richten:  

 

mwb Wertpapierhandelsbank AG 

Investor Relations  

Rottenbucher Str. 28 

82166 Gräfelfing 

Telefax: +49 – (0)89 – 85852-505 

E-mail: investor-relations@mwb.de 

 

Der Text dieser Einladung zur Hauptversammlung sowie Gegenanträge gegen die 

Vorschläge von Vorstand und Aufsichtsrat zu den Punkten der Tagesordnung mit 

Begründung, die fristgemäß bei der oben genannten Anschrift eingehen, werden nach ihrem 

Eingang unter der Internetadresse www.mwb.de veröffentlicht. Anderweitig adressierte 

Anträge werden nicht berücksichtigt. Eventuelle Stellungnahmen der Verwaltung zu den 

Gegenanträgen werden unter der genannten Internetadresse veröffentlicht. 

 

Gräfelfing, im Juni 2008 

 

mwb Wertpapierhandelsbank AG 

Der Vorstand 


